
   

 
 
   
 

 

 
 

            
  

            
       
  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

ich bitte heute um Ihre Mithilfe: Im Abstand von fünf Jahren erhebt das Statistische 

Bundesamt Einkommen und Ausgaben der Bevölkerung in Deutschland über die 

repräsentative Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS). Diese Daten dienen unter 

anderem zur Ermittlung des Existenzminimums von Kindern. Davon hängt gerade in 

diesen Zeiten viel ab: die Höhe des Bürgergelds und Kinderzuschlags, die Höhe des 

steuerlichen Kinderfreibetrags und Kindergelds sowie die Höhe des Mindestunterhalts 

und Unterhaltsvorschusses.  

 

Die Beteiligung an der Befragung sinkt leider kontinuierlich. Je weniger Haushalte 

teilnehmen, desto weniger zuverlässig sind aber die Ergebnisse. Für betroffene Familien 

kann dies erhebliche Konsequenzen haben, wenn das Existenzminimum von Kindern zu 

gering bemessen wird. Es ist im Interesse aller Familien, dass wir die Beteiligung wieder 

erhöhen.  

 Lisa Paus 
      Bundesministerin 
      Mitglied des Deutschen Bundestages 

HAUSANSCHRIFT Glinkastraße 24, 10117 Berlin 
POSTANSCHRIFT 11018 Berlin 

TEL +49 (0)30 20655-0 
FAX +49 (0)30 20655-4100 

E-MAIL mb@bmfsfj.bund.de 
INTERNET www.bmfsfj.de 

            
ORT, DATUM Berlin, den 13. Oktober 2022 

            

            

              
   

An:  
Vereine, Verbände, Träger, Projekte und 
Beratungsstellen für Familien 
 

            
            
            

 

            
            
            
            
        

 



 

 

SEITE 2   Ich bitte Sie deshalb: Unterstützen Sie dieses Anliegen und leiten Sie das anliegende 

Schreiben an möglichst viele Familien weiter, hängen Sie es aus oder sprechen Sie 

Familien auf die Erhebung an. Ihre Angaben helfen, ein verlässliches Bild davon zu 

bekommen, was Familien tatsächlich brauchen. 

 

Als Familienministerin ist mir sehr bewusst, dass gerade in Familien die alltägliche 

Belastung groß ist und wenig Zeit bleibt für nicht unmittelbar notwendige Dinge. Deshalb 

finanziert das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine 

Erhöhung der Aufwandsentschädigung für Familienhaushalte von 100 Euro auf 150 Euro.  

 

Weitere Informationen zur EVS finden Sie im beigelegten Flugblatt. 

 

Für Ihre wichtige Arbeit und Unterstützung in dieser Sache danke ich Ihnen sehr. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 


	Lisa Paus

